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Großes Fest
am 1. Mai in
Stadthagen

Landkreis. „Für gute Ar-
beit und ein soziales Euro-
pa“. Unter diesem Motto
steht die diesjährige Mai-
Kundgebung des DGB in
Stadthagen. Der 1. Mai – in
diesem Jahr ein Donners-
tag – wird auf dem Gewerk-
schaftsgelände (Probsthä-
ger Straße 4) erneut als
Fest für die ganze Familie
mit Live-Musik und vielen
Aktionen für Kinder organi-
siert. Hier das Programm
im Überblick:
11 Uhr
• Begrüßung: Sabrina
   Wirth (IG Metall
    Nienburg-Stadthagen)
• Mairede: Hartmut Tölle
   (Landesvorsitzender
   DGB Niedersachsen)
Anschließend
• Familienfest mit Kinder-
spielen, Kinderschminken,
großer Hüpfburg, kulturel-
len Beiträgen und einem in-
ternationalen Angebot an
Speisen und Getränken. Für
die passende Musik sorgt
das „Sunrise Lounge Trio“,
ein Ableger der bekannten
Partyband Sunrise. Das
Trio besteht aus Keyboar-
der, Percussionist und Sän-
gerin.

4 Der Eintritt zu diesem
Familienfest ist selbstver-
ständlich frei. hb

„Jubelmeldungen sind unverantwortlich“
Professor Rudolf Hickel: Die gesamte europäische Idee ist stark bedroht

Landkreis. Irland und Spanien
haben als erste Länder den eu-
ropäischen Rettungsschirm ver-
lassen. Die Medien berichten,
dass die südeuropäischen Kri-
senstaaten das Schlimmste hin-
ter sich haben. Vom „Aufstieg
aus der Talsohle“ ist die Rede.
    Steffen Holz (Regionssekretär
beim DGB Niedersachsen-Mitte)
sprach darüber mit Rudolf Hi-
ckel, emeritierter Professor für
politische Ökonomie und Fi-
nanzwissenschaft an der Uni-
versität Bremen.

Herr Hickel, ist die Krise im
Euroraum beendet?

    Diese Meldungen über die Eu-
rokrisenländer, die die Krise
überwunden hätten und sich
auf dem Pfad des Aufschwungs
bewegten, sind absolut unver-
antwortlich. Der Euro ist in kei-
ner Weise gerettet.
    Die Rettungsaktionen haben
beispielsweise in Griechenland
dazu geführt, dass die verfüg-
baren Einkommen um über 32
Prozent gesunken sind. Eine
Armut mit hoher Massenar-
beitslosigkeit hat sich breit ge-
macht.
    Wenn zum vorher stark ge-
schrumpften Produktionsniveau
jetzt wieder ein bisschen dazu-
kommt, sieht das nur so aus wie
eine große Wachstumsrate. Da-
für reicht es, wenn ein paar hun-
dert Touristen mehr nach Grie-
chenland kommen.
    Das vernebelt die Tatsache,
dass das Land durch die verord-
nete Schrumpfpolitik ökono-
misch und sozial in eine katast-
rophale Lage geraten ist. Das
gilt auch für Spanien und die an-
deren Krisenländer.
    Ich habe den Eindruck, die Ju-
belmeldungen sollen aussagen:

„Unsere Kürzungspolitik war
richtig, und wir können weiter-
machen mit dieser Politik.“

Das gewerkschaftsnahe Insti-
tut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung geht in
diesem Jahr von einem Wirt-
schaftswachstum von 0,8
Prozent für die Eurozone aus.

    Dies ist die Prognose für das
Wachstum aller Euroländer. Die
Wachstumsraten sind aber sehr,
sehr unterschiedlich. Deutsch-
land geht mit knapp zwei Prozent
in diese Durchschnitts-Wachs-
tumsrate ein. Dafür gibt es ande-
re Länder, die noch in der Krise
stecken. Ich rate sehr dazu, dass
wir uns immer die einzelnen Län-
der im Vergleich anschauen.

Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel wollte die neoliberale
Wettbewerbs- und Sparpoli-

tik in den Europäischen Ver-
trägen verankern und die Kri-
senstaaten zum Umbau ihrer
Wirtschafts- und Sozialsyste-
me nötigen. Aus dieser euro-
päischen Agenda 2010 wurde
vorerst nichts.

    Merkel will ihre Schrumpfpoli-
tik – Stichwort Schuldenbremse
– auf ganz Europa übertragen.
Nicht nur für ökonomisch schwa-
che Länder ist das eine Katastro-
phe. Dass in Deutschland die öf-
fentlichen Investitionen drama-
tisch gesunken sind, ist eine Fol-
ge dieser Ausgabenkürzungen.
    Weiterhin fordert Merkel eine
Wettbewerbspolitik für alle EU-
Länder. Die Länder müssten sich
alle auf mehr Wettbewerbsfähig-
keit einstellen.
    Deutschland gerät übrigens
zum uneinholbaren Maßstab.
Zurzeit ist es so, dass alle Krisen-
länder dem Modell Deutschland

hinterherrennen. Wir wissen
doch: Sie werden die Zielmarke
nicht erreichen.
    Merkel treibt mit dieser Politik,
auch wenn sie einheitlich daher-
kommt, einen wachsenden
Spaltpilz in die Entwicklung der
Euroländer. Die Alternative zur
Schrumpfpolitik zulasten der
Einkommensschwachen lautet:
Aufbau und Stärkung der Wirt-
schaften vor allem in den Krisen-
ländern.

Könnte die Eurokrise
Deutschland wieder auf die
Füße fallen?

    Ja, da bin ich ganz sicher – und
zwar aus mehreren Gründen. Der
erste ist: Wir spüren, dass die Ex-
porte in die Euroländer deutlich
abgenommen haben. Noch vor
ein paar Jahren gingen ungefähr
45 Prozent der gesamten Expor-
te in die Euroländer, jetzt sind es
noch ungefähr 37 Prozent.
    Man hört immer wieder von
Unternehmen, die darüber kla-
gen, dass sie nicht nur in Krisen-
ländern, sondern auch in Frank-
reich oder Italien erheblich weni-
ger absetzen können. Die Wett-
bewerbsstärke, mit der Arbeits-
losigkeit exportiert wird, belastet
die deutsche Wirtschaft – einem
Bumerang-Effekt vergleichbar.
    Das Zweite und ganz Entschei-
dende ist: Die ungelöste und ver-
schleppte Eurokrise führt bei den
Unternehmen zu einer Vertrau-
enskrise. Wir sehen, dass Unter-
nehmen zum Teil in Deutschland
nicht investieren, weil sie Sorge
davor haben, was mit dem Euro
passiert.
    Drittens wird die Krise von Kri-
tikern, die den Euro auflösen wol-
len, schamlos ausgenutzt. Das
wäre für Deutschland eine Katas-
trophe. Am Ende leidet wegen

dieser Unsicherheiten die deut-
sche Wirtschaft.

Und führt zum weiteren Auf-
trieb für antieuropäischen
Populismus.

    Die gesamte europäische Idee
ist stark bedroht. Bei Demonstra-
tionen wird teilweise mit übelsten
rechtspopulistischen Ansätzen
gegen die Geberländer protes-
tiert. Auf der anderen Seite gibt
es auch in den Geberländern eine
Stärkung der Rechtskräfte – so
nach dem Motto: „Deutschland
ist nicht mehr der Zahlmeister“.
Die Feindseligkeit zwischen den
Ländern ist seit dem Ende des
Zweiten Weltkriegs noch nie so
groß gewesen. Es ist also poli-
tisch dringend notwendig, die Eu-
rokrise zu überwinden.

Was braucht Griechenland,
was brauchen die südeuro-
päischen Staaten, um die Kri-
se zu überwinden?

    Es ist ganz klar: Wir sind in der
ökonomischen, sozialen und vor
allem politischen Pflicht, den Kri-
senländern zu helfen. Am Ende
lohnt sich die Hilfe.     Dazu gehört
ein fundamentaler Wechsel der
Krisenstrategie. Die Politik von Fi-
nanzhilfen gegen Schrumpfpolitik
in den Krisenländern ist geschei-
tet. Die betreffenden Länder müs-
sen endlich die Möglichkeit be-
kommen, ihre Wirtschaftsstruk-
tur aufzubauen: ihre Exportwirt-
schaft und natürlich auch ihre
Binnenwirtschaft.     Beispielswei-
se fehlt es Griechenland an mitt-
leren und kleinen Unternehmen,
deren Aufbau gefördert werden
muss. Der DGB fasst diese Anti-
krisenstrategie unter dem Titel
Marshallplan zusammen. In diese
Richtung muss es gehen.

Professor Rudolf Hickel gehört zu den Gründern der Arbeitsgruppe
Alternative Wirtschaftswissenschaft. pr.

Sören Blume ist Vertrauensmann bei Hautau in Helpsen

Immer im Einsatz für die Kollegen

Helpsen. Hautau ist ein Famili-
enbetrieb mit 300 Beschäftig-
ten. Sören Blume hat bei dem
Spezialisten für Fensterbeschlä-
ge eine dreijährige Ausbildung
zur Fachkraft für Lagerlogistik
erfolgreich absolviert. 2013 wur-
de er unbefristet übernommen.
Seitdem ist er für die Bürorgani-
sation im Lager verantwortlich.

Der gebürtige Hannoveraner
fühlt sich auf dem Land wohl. Er
ist in Rodenburg aufgewachsen
und lebt dort nach einer kurzen
Unterbrechung wieder.

Der 24-Jährige fällt im Ort
nicht nur äußerlich mit seinen
Dreadlocks auf. Er ist ein Exot,
der sich im Internet über geo-
und gesellschaftspolitische The-
men informiert.

Er war aktiv in der Occupy-Be-
wegung, die sich gegen die Ban-
kenmacht stellte. „Je mehr ich

VON ANNETTE VOGELSANG

über unser Geldsystem erfahre,
desto erschreckender finde ich
das.“

Seit seinem Ausbildungsbe-
ginn 2010 ist er in der IG Metall.
„Das ist bei uns nicht selbstver-
ständlich“, schildert Blume.

„Doch wenn wir die Arbeitneh-
merrechte schützen wollen,
müssen wir uns dafür kontinu-
ierlich einsetzen.“

Tariflöhne, Urlaubs- und
Weihnachtsgeld werden nicht
freiwillig von Unternehmen ge-
zahlt. Sie müssen ausgehandelt
und vereinbart werden. Deshalb
ist Blume Jugendvertreter und
Vertrauensmann im Betrieb.

„Wir helfen Stamm- und Leih-
beschäftigten bei Problemen im
Job“, sagt Blume. „Wir informie-
ren auch über Rechte und Pflich-
ten der Arbeitnehmer.“

Hautau ist ein Projektbetrieb
der IG Metall. Zurzeit sind 15
Vertrauensleute dort aktiv. „Wir
stellen gerade einen gewerk-
schaftlichen Betriebsplan auf,
um weitere Vertrauensleute für
bisher unbetreute Bereiche zu
gewinnen“, erläutert Blume.
4 Die Autorin ist freie

Journalistin in Hannover.

Sören Blume engagiert sich bei
Hautau als Jugendvertreter und
Vertrauensmann. pr.
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